
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Markus Tressel, Stefan Schmidt,
Tabea Rößner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/17014 –

Geld- und kreditwirtschaftliche Versorgung in ländlichen Räumen

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Banken sind für die Versorgung der Bevölkerung mit kredit- und geldwirt-
schaftlichen Leistungen wichtig. Insbesondere die Sparkassen, die von Krei-
sen oder Städten getragen werden, besitzen im Regelfall einen öffentlichen 
Auftrag zur flächendeckenden Versorgung, der im Sparkassengesetz der je-
weiligen Länder verankert ist.

Gerade aber in ländlichen Räumen werden immer mehr Filialen aufgegeben. 
Im Saarland beispielsweise wurden zwischen 2014 und 2019 rund 90 Filialen 
der Sparkassen und Volksbanken geschlossen (https://www.saarbruecker-zeitu
ng.de/saarland/saar-wirtschaft/im-saarland-gibt-es-immer-weniger-sparkasse
n-und-volksbanken_aid-44706357). Auch deutschlandweit gibt es einen star-
ken Trend des „Filialsterbens“. So schlossen im letzten Jahr deutsche Kredit-
institute über 2200 ihrer Zweigstellen (https://www.handelsblatt.com/finanze
n/banken-versicherungen/bundesbank-bericht-filialsterben-der-banken-und-sp
arkassen-beschleunigt-sich/24525966.html). Zudem werden die Kompetenzen 
von Filialen zunehmend gebündelt und Zusammenschlüsse zu Regionalinstitu-
ten gebildet. Dies ist aus Sicht individueller Institute in Zeiten des Online-
Bankings wirtschaftlich oftmals gerechtfertigt, steht aber aus Sicht der Frage-
steller im Widerspruch zu einer Versorgung auch dünn besiedelter Gebiete 
Deutschlands mit essentiellen Dienstleistungen.

Für den Spagat dieser widerstreitenden Ziele braucht es innovative Konzepte: 
So sind neben der kompletten Schließung von Filialen beispielsweise auch die 
Einschränkung der Öffnungszeiten, die Ersetzung durch Selbstbedienungsfi-
lialen, Bankbusse oder die Kombinutzung von Räumlichkeiten mögliche Al-
ternativen. Hier muss von innovativen Kommunen und Banken gelernt wer-
den.

In einer Stellungnahme des Sachverständigenrats Ländliche Entwicklung 
(SRLE) beim Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft ,Erwar-
tungen an die Arbeit der Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
und zu notwendigen Vorabmaßnahmen zugunsten ländlicher Räume‘ vom 
30. April 2018 heißt es, dass als Teil der Nahversorgung bzw. Grundversor-
gung „auch die Verfügbarkeit von Bankdienstleistungen“ von der Kommission 
im Hinblick auf ländliche Räume aus Sicht des SRLE thematisiert werden sol-
le (https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirtschaft/LaendlicheR
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aeume/Stellungnahme-SRLE-2018%2004%2030.pdf?__blob=publicationFile, 
S. 7).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Sofern nicht anders gekennzeichnet, beruhen alle Zahlenangaben auf einer von 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) vorgenommenen 
Bearbeitung der von der Deutschen Bundesbank geführten Bankstellenstatistik.

 1. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Bank-
stellen in den letzten zwanzig Jahren bundesweit im Allgemeinen und 
insbesondere in ländlichen Regionen entwickelt (bitte nach Bankengrup-
pen, Bundesländern, Jahren, städtischen, halbstädtischen und ländlichen 
Regionen aufschlüsseln)?

Die Anzahl der Bankstellen hat sich in den letzten 20 Jahren in etwa halbiert, 
von 59.848 Bankstellen im Jahr 2000 auf 29.670 im Jahr 2018. Daten für das 
Jahr 2019 liegen noch nicht vor.

Der vorliegende Datenbestand lässt eine Aufschlüsselung nach Regionen und 
nach Bundesländern nicht zu.
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 2. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Kredit-
institute in den letzten zwanzig Jahren bundesweit im Allgemeinen und 
insbesondere in ländlichen Regionen entwickelt (bitte nach Bankengrup-
pen, Bundesländern, Jahren, städtischen, halbstädtischen und ländlichen 
Regionen aufschlüsseln)?

Die Anzahl der Kreditinstitute ist bundesweit in den letzten 20 Jahren im Mittel 
um ca. 40 Prozent zurückgegangen. Dabei unterscheiden sich die Ergebnisse 
für die einzelnen Bundesländer stark. Den stärksten Rückgang verzeichnen das 
Saarland, Rheinland-Pfalz und Bremen mit Rückgängen von über 50 Prozent. 
Den geringsten Rückgang verzeichnen Hessen, Brandenburg und Hamburg. 
Berlin ist das einzige Bundesland mit einem Zuwachs. Daten für das Jahr 2019 
liegen noch nicht vor.
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Der vorliegende Datenbestand lässt eine tiefer gehende Aufschlüsselung nach 
Regionen nicht zu.
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 3. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Zweig-
stellen von Kreditinstituten in den letzten zwanzig Jahren bundesweit im 
Allgemeinen und insbesondere in ländlichen Regionen entwickelt (bitte 
nach Bankengruppen, Bundesländern, Jahren, städtischen, halbstädti-
schen und ländlichen Regionen aufschlüsseln)?

Die Anzahl der Zweigstellen von Kreditinstituten hat sich bundesweit in den 
letzten 20 Jahren in etwa halbiert, von 59.936 Bankstellen im Jahr 2000 auf 
27.887 im Jahr 2018. Daten für das Jahr 2019 liegen noch nicht vor.

Der vorliegende Datenbestand lässt eine Aufschlüsselung nach Regionen und 
nach Bundesländern nicht zu.

 4. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Geld-
ausgabeautomaten in den letzten zwanzig Jahren bundesweit im Allge-
meinen und insbesondere in ländlichen Regionen entwickelt (bitte nach 
Bankengruppen, Bundesländern, Jahren, städtischen, halbstädtischen und 
ländlichen Regionen aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen zur Anzahl der Geldautomaten lediglich über alle 
Bankengruppen kumulierte Daten für das Bundesgebiet ab 2007 vor. Daten für 
das Jahr 2019 liegen noch nicht vor.

Jahr
Anzahl
Geldautomaten

2007 54.704
2008 55.468
2009 56.079
2010 56.104
2011 56.409
2012 56.025
2013 56.035
2014 58.014
2015 58.811
2016 58.909
2017 58.103
2018 58.644
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 5. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Bankstellendichte 
in den letzten zwanzig Jahren bundesweit im Allgemeinen und insbeson-
dere in ländlichen Regionen entwickelt (bitte nach Bankengruppen, Bun-
desländern, Jahren, städtischen, halbstädtischen und ländlichen Regionen 
aufschlüsseln)?

Die Bankstellendichte wird hier als Einwohner je Bankstelle definiert.
Der der Bundesregierung vorliegende Datenbestand lässt Angaben lediglich für 
die Gesamtheit der Bankengruppen und außerdem nur für das gesamte Bundes-
gebiet zu und nicht in Bezug auf ländliche Regionen. Die Bankstellendichte hat 
sich in den letzten 20 Jahren in etwa verdoppelt. Waren es im Jahr 2000 noch 
1.374 Einwohner je Bankstelle, betrug der Wert im Jahr 2018 2.798 Einwohner 
je Bankstelle. Daten für das Jahr 2019 liegen noch nicht vor.

Jahr Bankstellendichte
2000 1.374
2001 1.456
2002 1.544
2003 1.660
2004 1.724
2005 1.775
2006 1.931
2007 1.952
2008 1.965
2009 1.995
2010 2.030
2011 2.018
2012 2.100
2013 2.113
2014 2.177
2015 2.282
2016 2.433
2017 2.591
2018 2.798

 6. Wie viele Geldausgabeautomaten wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung in den letzten zwanzig Jahren Ziel von Diebstählen, Einbrü-
chen oder Einbruchsversuchen (bitte nach Bankengruppen, Bundeslän-
dern, Jahren, städtischen, halbstädtischen und ländlichen Regionen auf-
schlüsseln)?

Diebstähle und Diebstahlsversuche von und aus Geldautomaten werden in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik nicht gesondert erfasst. Dem Bundeskriminal-
amt liegen seit dem Jahr 2005 Fallzahlen zu Geldautomatendiebstählen ein-
schließlich einer Aufteilung nach Bundesländern vor. Eine Aufschlüsselung 
nach Regionen lässt der vorliegende Datenbestand nicht zu. Eine Unterschei-
dung nach betroffenen Bankengruppen lässt der vorliegende Datenbestand seit 
dem Jahr 2013 zu.
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 7. Wie bewertet die Bundesregierung den Konsolidierungsprozess im deut-
schen Bankensektor vor dem Hintergrund der Sicherstellung der Versor-
gung mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen in ländlichen Räu-
men?

 8. Welche Gründe identifiziert die Bundesregierung für den Konsolidie-
rungsprozess im Bankensektor, insbesondere im besonders stark betrof-
fenen genossenschaftlichen Sektor?

Die Fragen 7 und 8 werden gemeinsam beantwortet.
Der Konsolidierungsprozess im deutschen Bankensektor erstreckt sich über alle 
Bereiche der deutschen Kreditwirtschaft und geht mit einem Rückgang der An-
zahl der Kreditinstitute wie auch der Anzahl der Zweigstellen einher. Hierfür 
gibt es mehrere Gründe, die sich zum Teil wechselseitig beeinflussen. Dazu ge-
hören betriebswirtschaftliche Erwägungen der Kreditinstitute, die Digitalisie-
rung und Automatisierung von Finanzvorgängen, demografische Entwicklun-
gen und ein verändertes Kundenverhalten sowie Anpassungen an veränderte 
wirtschaftliche und regulatorische Rahmenbedingungen.
Der Sachverständigenrat Ländliche Entwicklung beim Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft hat darauf hingewiesen, dass verfügbare Bank-
dienstleistungen ebenso wie eine ausreichende Nahversorgung mit Gütern des 
täglichen Bedarfs und die Verfügbarkeit von alltäglichen Handwerkerleistungen 
ein wesentlicher Bestandteil für die Versorgung relevanter Dienstleistungen im 
ländlichen Raum sind. Dabei sind Bankdienstleistungen für die Bevölkerung 
und ebenso für die dezentrale Wirtschaft von Bedeutung.
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Der Rückgang der Anzahl der Zweigstellen in den letzten 20 Jahren ist für sich 
genommen jedoch keine hinreichende Größe zur Bewertung der Versorgung 
der Bevölkerung mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen. Es ist zu be-
rücksichtigen, dass die zunehmende Bereitstellung von digitalen Angeboten 
wie Onlinebanking und Videoberatung sowie die gleichzeitig steigende Nach-
frage nach diesen Leistungen in immer breiteren Bevölkerungsgruppen das ver-
minderte Angebot von örtlichen Bankfilialen zumindest zum Teil auffangen 
kann. Die Bundesregierung begrüßt zudem die Aktivitäten von Banken und 
Sparkassen, auch solche Bevölkerungskreise mit Bankdienstleistungen zu ver-
sorgen, die keinen Zugang zu digitalen Angeboten haben oder diese nicht nach-
fragen können oder wollen. Dies geschieht etwa durch Angebote durch statio-
näre Zweigstellen mit begrenzten Öffnungszeiten, fahrbare Zweigstellen oder 
neue Multifunktionszentren, in denen Güter des täglichen Bedarfs und Bank-
dienstleistungen an einem Ort angeboten werden. Zudem ist der Bundesregie-
rung bekannt, dass die für die Bevölkerung besonders wichtige Bargeldversor-
gung mittlerweile fast flächendeckend auch von Nichtbanken geleistet wird, 
wie es namentlich durch den Lebensmitteleinzelhandel geschieht, wobei – an-
ders als an vielen Standorten von Geldautomaten – hier keine weiteren Bank-
dienstleistungen (z. B. Kontoauszüge, Konto- und Depotinformationen, Über-
weisungsmöglichkeiten) angeboten werden. Der Bundesregierung liegen der-
zeit keine Erkenntnisse vor, die auf eine großflächige Unterversorgung der 
ländlichen Räume schließen lassen. Wesentlich ist dabei auch, dass zusätzlich 
auf Landesebene in den Landessparkassengesetzen ein öffentlich-rechtlicher 
Versorgungsauftrag der Sparkassen existiert, die Bevölkerung und Unterneh-
men im jeweiligen Geschäftsgebiet mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leis-
tungen zu versorgen.

 9. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung der Einzugsbereich von 
Bankstellen im Allgemeinen und in den einzelnen Bundesländern in den 
letzten fünf, zehn und zwanzig Jahren entwickelt (bitte nach Banke-
ngruppen, Bundesländern, Jahren, städtischen, halbstädtischen und länd-
lichen Regionen aufschlüsseln)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Kenntnisse vor.

10. Was unternimmt die Bundesregierung, um die flächendeckende Versor-
gung mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen auch in ländlichen 
Räumen sicherzustellen?

11. Plant die Bundesregierung Gesetzesinitiativen, um eine Mindestanzahl 
an Bankfilialen im ländlichen Raum zu erhalten?

12. Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, dass gerade im ländlichen 
Raum Filialen von Banken erhalten bleiben bzw. es eine Mindestabsiche-
rung geben wird?

Die Fragen 10 bis 12 werden gemeinsam beantwortet.
Aus Sicht der Bundesregierung liegen, wie in der Antwort zu den Fragen 7 und 
8 erläutert, trotz des Konsolidierungsprozesses im deutschen Bankensektor, 
keine Erkenntnisse vor, die auf eine großflächige Unterversorgung mit geld- 
und kreditwirtschaftlichen Leistungen im ländlichen Bereich schließen lassen. 
Von Bedeutung ist der bereits seit langem gesetzlich geregelte öffentlich-
rechtliche Versorgungsauftrag der Sparkassen, der in drei Bundesländern die 
Aufgabe der angemessenen und ausreichenden Versorgung der Bevölkerung 
auch „in der Fläche“ sogar ausdrücklich klarstellt, vgl. beispielsweise § 2 des 
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Sparkassengesetzes für das Land Schleswig-Holstein, § 4 des Niedersächsi-
schen Sparkassengesetzes, § 6 des Sparkassengesetzes für Baden-Württemberg.
Die Kreditwirtschaft und das von ihr bereit gestellte Angebot verändert sich 
derzeit ebenso wie das Nachfrageverhalten breiter Bevölkerungskreise. Dienst-
leistungen, die in der Vergangenheit nur in einer Bankfiliale erhältlich waren, 
lassen sich heute über digitale oder mobile Angebote oder z. T. auch von ande-
ren Anbietern beziehen. Außerdem beschreiten Banken und Sparkassen bereits 
neue Wege beim Vertrieb von Bankdienstleistungen über Filialen.
Es ist kaum möglich, eine allgemein gültige „Mindestabsicherung“ hinreichend 
konkret zu definieren, da die jeweiligen Umstände vor Ort (Bevölkerungsdich-
te, vorhandene Infrastruktur, Anzahl der vor Ort tätigen Kreditinstitute und de-
ren Angebotswege) ausschlaggebend sind.
Die Bundesregierung plant keine über den bereits bestehenden öffentlich-
rechtlichen Versorgungsauftrag hinausgehenden Gesetzesinitiativen, beobachtet 
aber die weitere Entwicklung auch vor dem Hintergrund des Ziels gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet.

13. Über welche Kenntnisse verfügt die Bundesregierung zum Zusammen-
hang zwischen der Präsenz von Bankstellen und der wirtschaftlichen 
Stärke von lokalen Unternehmen wie Bäckereien oder Metzgereien?

14. Wie viele Bankbeschäftigte wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
auf Grund von Bankstellenschließungen in den letzten zehn Jahren ent-
lassen (bitte nach Bankengruppen, Bundesländern, Jahren, städtischen, 
halbstädtischen und ländlichen Regionen aufschlüsseln)?

Die Fragen 13 und 14 werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen hierzu keine Kenntnisse vor.

15. Welche Konzepte als Alternative zur Schließung von Filialen auf dem 
Land sind der Bundesregierung bekannt?

Welche regulatorischen Hemmnisse gibt es aus Sicht der Bundesregie-
rung?

Zu nennen sind Konzepte wie etwa Angebote zu begrenzten Öffnungszeiten, 
Ersetzung durch Selbstbedienungsfilialen, Bankbusse oder die abwechselnde 
Kombinutzung von Räumlichkeiten durch zwei oder mehr Institute sowie die 
Erbringung von Finanzdienstleistungen (insbesondere Ein- und Auszahlungen 
von Bargeld) durch den Lebensmitteleinzelhandel. Daneben gewinnt die Wei-
terentwicklung und damit einhergehende intensivere Nutzung von Bank- bzw. 
Sparkassen-Apps und die Erbringung von Informations- und Beratungsleistun-
gen via digitaler audio-visueller Plattformen – sowohl in den bereits genannten 
Selbstbedienungsfilialen als auch am heimischen PC bzw. Smartphone – an Be-
deutung.
Dabei sind neben den gewerberechtlichen Bestimmungen andere einschlägige 
Vorschriften etwa zum Schutz personenbezogener Daten einzuhalten. Besonde-
re regulatorische Hindernisse bestehen aus Sicht der Bundesregierung nicht.

Drucksache 19/18203 – 14 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


